
D
eutschland hat sich ja seit Jahren
auf seinen Bauch reduzieren lassen
und sieht sich selbst als einen der

am meisten fettreduzierten Staaten der
Welt. Millionen Deutsche blicken perma-
nent auf die Körpermitte, um zu prüfen, ob
sich dort ein Gramm Wabbelmasse nieder-
lässt. International wird dies kritisiert und
belächelt. Man wirft den Deutschen eine
verengte Perspektive auf das Weltgesche-
hen vor, weil hinter einem Bauch Finanz-
krisen, Kriege, und Erdbeben nicht mehr
zu sehen sind. Doch eine neue Studie gibt
den Deutschen recht. Übergewicht begüns-
tige metabolische Erkrankungen, heißt es
dort. Das Bauchfett ist also der schlimmste
Feind des Menschen und muss mit allen
verfügbaren Mitteln bekämpft werden. Auf
Drohnen ist in diesem Krieg kein Verlass,
weil sie selbst einen Bauch haben. Ermit-
telt wird das schädliche Fett durch den Bo-
dymaßindex, bei dem zum Zuckergehalt
einer Dose Redbull das Körpergewicht ad-
diert und mit der Anzahl der Löcher im
Gürtel multipliziert wird.

Verwirrend ist, dass laut Studie Dicke
länger als Dünne leben, wenn sich ihr Fett
auf die Oberschenkel konzentriert. Da ist es
fatal, dass viele Menschen ihre Beine nicht
sehen können, weil der Bauch im Weg ist.
Womit diese völlig sinnfreien Betrachtun-
gen auch am Ende sind. Martin Gerstner

Fettes Land

Unten rechts

E
s ist ein populäres Thema, das die
Grünen im Stuttgarter Landtag da
aufgegriffen haben, und zugleich ein

unpopuläres. Bei den Bürgern kann die
Fraktion fraglos mit Beifall rechnen, wenn
sie mehr Transparenz für das Parlament
fordert. Den Einfluss von Lobbyverbänden,
wirtschaftliche Eigeninteressen oder man-
datsbezogene Nebeneinkünfte offenzule-
gen – solche Vorschläge dürften im Volk
breite Zustimmung finden. In einer Zeit, da
die Politik dort mit wachsendem Miss-
trauen kämpft, können das durchaus ver-
trauensbildende Maßnahmen sein.

Weniger groß dürfte die Begeisterung
innerhalb des Landtags sein. Die bestehen-
de Transparenz reiche aus, man müsse es
damit auch nicht übertreiben – solche
Stimmen werden sich auch jetzt, wie in der
Vergangenheit schon, wieder erheben. Ge-
wiss ist nicht jeder Vorschlag der Grünen
ausgegoren, manche Idee bedarf erst noch
einer gründlichen Prüfung, die eine oder
andere wird sich vielleicht als nicht prakti-
kabel erweisen. Doch insgesamt verdient es
ihre Initiative, dass darüber parteiüber-
greifend und ergebnisoffen diskutiert wird.
Die Chancen dafür stehen nicht schlecht:
Die anderen Fraktionen sind nun unter
Zugzwang, sie müssen sich in puncto Of-
fenheit bekennen. Gegen mehr Transpa-
renz zu sein – dafür bräuchte man in diesen
Zeiten schon sehr gute Argumente.

Zugzwang
Landtag Der Vorstoß der Grünen für mehr
Transparenz verdient eine ergebnisoffene

Debatte. Von Andreas Müller

Heimlich die Nachrichten herunterladen

E
s ist später Abend, als die Syrerin
Jafra ihren Laptop zur Seite legt.
Die Augenringe sind wieder mal ein

bisschen dunkler geworden, aber immer-
hin hat sie das Editorial für die Zeitschrift
„Oxygen“ geschafft. Jede Woche schreibt
die 26-Jährige von einer Berliner Wohnung
aus über das, was sie für das wichtigste poli-
tische Thema in Syrien hält. Aber nicht für
die Exilgemeinde, sondern für die Bewoh-
ner des Bürgerkriegslandes. „Diesmal ging
es um den Zustand des Oppositionsbünd-
nisses, der Koalition“, erklärt sie, „wir Akti-
visten sind sehr unzufrieden mit ihr.“

Zusammen mit einem festen Team von
fünf, sechs Mitarbeitern bringt Jafra die 26
Seiten starke Zeitschrift heraus, als elekt-
ronische PDF-Variante. „Früher haben wir
das Magazin auch gedruckt und im Koffer-
raum von Autos der Mitarbeiterinnen ge-
schmuggelt“, sagt sie. Doch als das Assad-
Regime immer repressiver wurde, konnte
sie sich nicht darauf verlassen, dass die Sol-
daten an den Checkpoints um die Stadt he-
rum die Frauen unkontrolliert passieren
lassen würden. Lange Gefängnisstrafen,
Folter, sogar Hinrichtung drohten ihren
Kolleginnen, sollte man die kritische Zeit-
schrift bei ihnen finden.

Denn „Oxygen“ ist eine der bekanntesten
revolutionären Zeitschriften Syriens. Na-
tionale und internationale Politik kommen
darin vor, tief schürfende Recherchen zu
Verfehlungen der Regierung oder der Re-

bellen, die Probleme einfacher Bürger in
und um die Stadt Zabadani. „Revolution
bedeutet für uns vor allem die Einhaltung
der Menschenrechte“, sagt Jafra. Das sei
der Kerngedanke der Aktivisten – und der
Schwerpunkt ihrer Berichterstattung. Mit
dieser Haltung findet die Zeitschrift großes
Interesse. Obwohl Zabadani, in unmittel-
barer Nachbarschaft zu Damaskus gelegen,
nur 35 000 Einwohner zählt, wird das Heft
bei Erscheinen teilweise bis zu 6000-mal
aus dem Internet heruntergeladen.

Ein Leserinteresse, von dem westliche
Zeitschriftenmacher nur träumen können
– und „Oxygen“ ist beileibe nicht das einzi-
ge „revolutionäre“ Medienorgan des Lan-
des. Die Medienvielfalt, die in der Revolte
gegen das Assad-Regime entstanden ist, ist
kaum noch zu überblicken: 50 Zeitschrif-
ten, sieben Radiostationen und sechs Fern-
sehsender informieren die Syrer.

Wie Jafra sitzen viele Mitarbeiter dieser
Medien im Ausland und halten per Inter-
net oder Telefon Kontakt mit den Opposi-
tionellen, um sich über die Zustände vor
Ort zu informieren. Projekte wie der Radio-
sender Souriali sind international aufge-
stellt, die Beiträge werden vor Ort von exi-
lierten Aktivisten in Paris, Berlin oder Wa-
shington geschnitten, in einem Studio in
Kairo produziert und ins Internet gestellt.
Von traditioneller Musik bis zu Stücken
über das Giftgasmassaker in der Nähe von
Damaskus findet sich hier alles. Und wer et-
was hören möchte, lädt sich einfach die
passende Datei herunter.

„Manchmal träumen wir davon, be-
stimmte Sendungen per eigenem Funk-
turm in jenen Gebieten auszustrahlen, die
vom Regime kontrolliert werden“, sagt der
Aktivist Malek in Aleppo, denn die meisten
„revolutionären“ Medienorgane haben
sich einem strengen Kodex verschrieben:
keine Aufrufe zum Hass, keine Aufrufe, die
den innermuslimischen Konflikt zwischen
Schiiten und Sunniten verstärken könnten.

Tatsächlich haben jene Fernsehsender, die
diese Ebene des syrischen Bürgerkriegs ins
Zentrum ihrer Berichterstattung gestellt
haben, an Glaubwürdigkeit verloren: Die
Syrer glauben weder den Regierungssen-
dern noch Al-Dschasira oder Al Arabija aus
den Golfstaaten unumschränkt. Stattdes-
sen boomen kleine Stationen wie Orient-
TV, die eigene, investigative Formate an-
bieten. Für solche Sendungen recherchie-
ren Journalisten oft wochenlang vor Ort,

anschließend schaltet die Moderatorin
Interviewgäste live per Skype dazu und
konfrontiert sie mit ihren Fehlern.

„Ich habe mal eine Sendung über Folter-
opfer gesehen, die aus den Gefängnissen
entlassen worden waren“, erzählt Susan-
nah, eine Oppositionelle aus Damaskus.
Die Bilder der Misshandlungen wirkten
nach, wochenlang habe sie Albträume ge-
habt. Zuerst standen die Verfehlungen des
Assad-Regimes im Vordergrund, doch je
länger der Krieg dauert, desto öfter werden
auch die Menschenrechtsverletzungen der
Rebellen angeprangert. „Die sogenannten
revolutionären Medien sind unparteiisch“,
sagt Susannah, „sie klagen jeden Übeltäter
an.“ Egal, ob es dabei um das Assad-Regime
oder die Freie Syrische Armee geht.

Solche Sendungen sind Straßenfeger,
weil alle wissen, dass Journalisten für die
Recherchen ihr Leben aufs Spiel gesetzt ha-
ben. Oft versuchen sowohl Regime als auch
Rebellen missliebige Inhalte zu stoppen;
die Regierung, indem sie die Frequenzen
blockiert. Wer sich in den Regierungsgebie-
ten dennoch informieren will, ruft dann
einen vertrauenswürdigen Techniker, der
die Antenne oder Satelliten neu justiert.
Ein Katz-und-Maus Spiel. Bei den Rebellen
sind es oft Kriminelle oder extrem Religiö-
se, die versuchen, Journalisten mit Prügeln
oder Verhaftungen einzuschüchtern.

„Die Leute lesen viel mehr als früher“,
sagt Malek begeistert. Mittlerweile haben
sich in jeder Stadt Kollektive junger Profi-
und Amateur-Fotografen gebildet, die sich
„Lens Young Halabi“ oder „Lens Young
Homsi“ nennen. Das gemeinsame Logo ist
ein Mann im Kapuzenpulli, der seine Ka-
mera wie eine Waffe dem Betrachter ent-
gegenstreckt.

Bürgerkrieg In Syrien boomen die kleinen investigativen Sender und
Zeitschriften der Opposition. Von Alexander Bühler

D
en Sprung auf die improvisierte
Bühne, zusammengezimmert aus
Holzbohlen, hat er zuvor wohl im

Fitness-Studio geübt, wo er auch ein paar
Kilo Speck gelassen hat. Leichtfüßig wie
Barack Obama in seinen besten Zeiten tän-
zelt Alexei Nawalny, ein drahtloses Mikro-
fon in der Hand, auf und ab vor den Mosko-
witern – seinen potenziellen Wählern. Der
Kremlkritiker bewirbt sich um das Amt des
Oberbürgermeisters der russischen Haupt-
stadt, das am Sonntag neu vergeben wird.

Das Podium steht auf dem Weg von der
Metrostation Sokolniki zum gleichnami-
gen Park – das Ziel vieler Familien für den
Ausflug am Sonntagnachmittag. Nawalnys
Wahlkampfstab hat recherchiert, wann ge-
nau mit dem größtem Publikumsverkehr
zu rechnen ist. Es gibt sogar Stühle für Äl-
tere und Gebrechliche. Der 37-Jährige hat
ein paar Semester an der Eliteuniversität
Yale studiert und dort nicht nur gelernt,
wie Recht funktioniert, sondern auch wie
Wahlkampf gemacht wird.

Ein Kandidat der Demokraten, sagt er,
habe ihm die wichtigsten Regeln beige-
bracht. 70 Prozent der Zeit gehen demzu-
folge beim Fundraising drauf – all die Tref-
fen mit Sponsoren. Die restlichen 30 Pro-
zent indes gehören den Wählern. Und die,
das hat der US-Demokrat Nawalny einge-
bläut, gewinne man für sich, wenn man auf
deren individuelle Bedürfnisse mit indivi-
duellen Aktionen reagiere. Mit Schnee-
schippen vor der Garage etwa oder selbst
gebackenen Muffins. Schnee liegt noch
nicht, und von Muffins haben die meisten
in Moskau noch nie etwas gehört. Und
selbst wenn: bei allem, was aus Amerika
kommt, sind nach Volkes Meinung, erst
mal Vorsicht und kritische Distanz gebo-
ten. Nawalnys amerikanischer Wahlkampf
dagegen kommt selbst bei denen gut an, die
ihn nie wählen würden. Er ist so locker, so
locker, so interaktiv. So gänzlich anders als
die Endlosmonologe der Konkurrenz.

Grau und farblos wirken neben ihm
nicht nur Amtsinhaber Sergei Sobjanin, der
offiziell als Unabhängiger ins Rennen geht,
de facto aber Kandidat der Kremlpartei Ei-
niges Russland ist, sondern auch dessen
Wadenbeißer von der angepassten Opposi-
tion. Sergei Mitrochin etwa, der Vorsitzen-
de der sozialliberalen Jabloko-Partei, der
viele schon dadurch verprellt, das er mit
der gleichen sauertöpfischen Miene daher-
kommt wie der Gründervater der Partei:
Grigori Jawlinski, der 2007 alles hinwarf,
als Jabloko den Einzug ins Parlament – die
Duma – zum zweiten Mal in Folge vergeig-
te. Auch die Jabloko-Fraktion in der Mos-
kauer Stadtduma ist seither so klein, dass
sie Sitzungen problemlos in einer Telefon-
zelle abhalten könnte.

Mehr als ein Prozent aller Stimmen sind
jüngsten Umfragen zufolge für Mitrochin
nicht drin. Zwei weitere Kandidaten der
Opposition – Nikolai Lewitschew, der für

die Mitte-links-Partei Gerechtes Russland
antritt, und Michail Dektarjow, der für die
ultranationalen Liberaldemokraten ins
Rennen geht – stehen kaum besser da. Und
für den KP-Mann Iwan Melnikow wollen
nur die stimmen, die immer rot wählen. In
Moskau knapp zehn Prozent.

Wahlmuffel dagegen oder Wechselwäh-
ler – in Moskau die mit Abstand größte
Gruppe – interessieren ohnehin weder Par-
teien noch Programme. Und auch Politiker
nur dann, wenn sie einen Unterhaltungs-
wert haben. Spaß muss sein. Auch wenn es
um todernste Themen geht.
Nawalny weiß das und liefert
prompt. Seine Statements
sind kurz und knackig, seine
Spots höchstens dreißig Se-
kunden lang. Deutsche TV-
Teams würden heulen vor
Glück über so viel Kürze in der
Politik, die Kollegen in Russ-
land, vor allem die vom Staats-
fernsehen, sind irritiert. Noch mehr irri-
tiert sie der Kandidat selbst. Ein bekennen-
der Putin-Gegner, noch dazu einer, den sie
vor knapp sechs Wochen als gemeingefähr-
lichen Kriminellen porträtierten.

Am 18. Juli war Nawalny in Kirow, 900
Kilometer östlich von Moskau, zu fünf Jah-
ren Haft und einer Geldstrafe von 500 000
Rubel, rund 12 500 Euro, verurteilt wor-
den. Als Berater des Gouverneurs, so die
Urteilsbegründung, habe er den Staatskon-
zern Kirowles zum Abschluss unvorteilhaf-
ter Verträge gedrängt, dieser habe Holz da-
durch deutlich unter dem Marktwert ver-
äußern müssen und Verluste von
umgerechnet 400 000 Euro eingefahren.
Einen Teil davon hätten Nawalny und des-
sen Partner in die eigene Tasche gesteckt.

Sympathisanten fühlten sich lebhaft an
die Prozesse gegen Ex-Jukos-Chef Michail
Chodorkowski erinnert, die als politisch
motiviert gelten. Der Oligarch hatte oppo-
sitionelle Parteien finanziert und die Ge-
schäftsinteressen von Putins Gefolgsleu-
ten gestört. Auch Nawalny ist ein Widersa-
cher, er hat über virtuelle soziale
Netzwerke nach den umstrittenen Parla-
mentswahlen Ende 2011 aus dem Nichts
eine machtvolle Protestbewegung aus dem
Boden gestampft. Zuvor hatte er sich höhe-
ren Ortes bereits mit seinem Internetpor-

tal Rospil unbeliebt gemacht,
das besonders krasse Fälle von
Korruption anprangert. Eben
dort platzierte er zwei Tage
vor der Urteilsverkündung
Kopien von Dokumenten, die
Bahn-Chef und Putin-Freund
Wladimir Jakunin schwer be-
lasten. Jakunin, so der Vor-
wurf, sei Eigentümer von Lu-

xusimmobilien, die nicht in den Vermö-
genserklärungen auftauchen, die
Staatsbeamte und deren Familienmitglie-
der jährlich abgeben müssen. Auch hätten
Familienangehörige Jakunins „Privile-
gien“ genutzt, um ein ganzes Geschäftsim-
perium aufzubauen.

Den Zorn von Putins Entourage zog Na-
walny sich auch mit Klagen gegen die
Staatskonzerne zu. In deren Aufsichtsräten
machten die Amigos des Kremlchefs bis
2011 selbst kräftig Kasse, schütteten trotz
üppig sprudelnder Gewinne an Kleinanle-
ger jedoch keine Gewinne aus. Nawalny,
selbst Minderheitsaktionär und zugelasse-
ner Anwalt, bombardierte die Gerichte mit
Sammelklagen und hatte damit mehr als
einmal Erfolg.

Er selbst und viele Gleichgesinnte wür-
den alles in ihren Kräften Stehende tun, um
das „Feudalsystem“ in Russland zu zerstö-
ren, sagte Nawalny in seinem eigenen Pro-
zess in Kirow. Ein System, bei dem 83 Pro-
zent des nationalen Reichtums 0,5 Prozent
der Bevölkerung gehörten. Noch im Ge-
richtssaal schnappten die Handschellen zu.
Nawalny hatte gerade noch Zeit, seiner
Frau die Designeruhr und das Smartphone
zu übergeben. Keine 24 Stunden später
hatte er beides wieder. Und dazu einen Ge-
richtsbeschluss zur Aussetzung der Strafe
bis zum Abschluss des Berufungsverfah-
rens. Ausgerechnet der Staatsanwalt, der
für Nawalny ein Strafmaß verlangt hatte,
das weit über dem später verhängten lag,
hatte einen entsprechenden Antrag ge-
stellt. Das Gericht entschied positiv.

Vorgezogene Neuwahlen am Sonntag
sollen nicht nur den 2010 von Putin er-
nannten Stadtchef von Moskau Sergei Sob-
janin demokratisch legitimieren. Sie sollen
auch den Kreml vom Verdacht reinwa-
schen, Wahlkampf und Abstimmungs-
ergebnisse notorisch zu manipulieren. Das
klappt nur mit möglichst vielen oppositio-
nellen Herausforderern, die in den Me-
dienduellen unzensiert zu Wort kommen.
Gefährden dürfen sie weder den Sieg des
Kremlkandidaten noch seine absolute
Mehrheit im ersten Wahlgang. Stichwahlen
waren in Russland schon manches Mal der
Anfang vom Ende politischer Karrieren.

Nawalnys Gefährdungspotenzial hält
sich im Grenzen. Russland liebt seine Mär-
tyrer, würde ihnen aber nie die Macht an-
vertrauen. Selbst bei Umfragen kritischer
Meinungsforscher kommt er auf maximal
fünfzehn Prozent, Amtsinhaber Sobjanin
dagegen auf weit über sechzig.

Locker, bürgernah und chancenlos
Russland Kremlkritiker Alexei
Nawalny will in Moskau die Wahl
zum Oberbürgermeister
gewinnen. Von Elke Windisch

Die Haftstrafe des Oppositionspolitikers Nawalny (Mitte) ist bis zum Ende des Berufungsverfahrens ausgesetzt. Foto: Getty

Zwei Mitarbeiter des syrischen Untergrund-
senders Radio Brise Foto: dpa

Die Zeitschrift „Oxygen“ ist gefragt

DieRecherchen sind lebensgefährlich

In Russland
müssen Politiker
immer einen
Unterhaltungswert
haben – und
Nawalny weiß das.

Spitzzüngige
Debatte

N
un haben die Wähler nach dem
Schlagabtausch der Kanzlerin An-
gela Merkel mit ihrem Herausfor-

derer Peer Steinbrück auch die TV-Debatte
der drei Spitzenleute von FDP, Grünen und
Linkspartei erleben dürfen. Das Aufeinan-
dertreffen von Rainer Brüderle, Jürgen
Trittin und Gregor Gysi war munterer,
spitzzüngiger, engagierter als das von engen
Debatten-Spielregeln eingeschnürte Duell
des Vortags. Die Drei schenkten sich nichts
– bis hin zum Vorwurf der Lüge, den Trittin
gegen Brüderle erhob. Aber wie am Vortag
gab es keinen eindeutigen Punktsieger.

Zugleich hat diese Fernsehdebatte klar
gemacht: Wenn sich nach dem 22. Septem-
ber die Frage stellen sollte, ob eine Dreier-
koalition die bisherige schwarz-gelbe Re-
gierung ablösen könnte, dann stehen die
Chancen schon aufgrund der Unterschiede
zwischen den kleinen Partnern schlecht.
Grüne und FDP liegen so weit auseinander,
namentlich bei der Steuer- und Sozialpoli-
tik, dass eine Ampel-Verbindung aussichts-
los erscheint. Aber auch für eine rot-rot-
grüne Verbindung fehlt, unabhängig von
der Positionierung der SPD, ein tragfähiges
inhaltliches Fundament. In Kernfragen wie
Eurorettung und Auslandseinsätzen ist der
Graben auch zwischen Linkspartei und
Grünen tief. Wenn es also nicht für
Schwarz-Gelb reichen sollte, dann bleibt
die große Koalition die erste Wahl.

TV-Duell Der Dreikampf der kleinen
Parteien fällt munter aus. Neue Koalitions-
optionen öffnet er nicht. Von Rainer Pörtner
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